
fatsch gewichtet angesehen werden. Der neue

Bebauungsplan wird bei einem solchen Abwä-

gungsmangel für nichtig erklärt. Der ganze Pla-

nungsprozess wäre hinfättig und keine der jetzt
vorgeschtagenen Veränderungen und Beschrän-

kungen würden getten. Vielmehr würde das atte

Planungsrecht wieder aufleben.

Warum sorgt dctr ncltct l,',cbauunllsPtan

nichl rl;rfiir", rJa:;:; [[rr [:ckr:rt & 7-ieg[er

nir:dri11crc 5 tr.alrtenwer te gelten?

Die Stadt hat im Rahmen ihrer Planungshoheit

nur die Möglichkeit, Veränderungen über das Bau-

recht herbeizuführen. Das StrahIenschutzrecht
liegt in der Zuständigkeit des Landes Niedersach-

sen, die Stadt kann die darin geregelten Strahten-

werte nicht beeinflussen und Unternehmen keine

Vorgaben machen. Die Einschränkungen von Er-

weiterungsmögtichkeiten, die die Stadt mit dem

neuen Bebauungsplan jetzt vorsch[ägt, beziehen

sich daher aufAnträge, die unter das Baurecht fa[-
len, atso eben Anbauten, Neubauten, Nutzungs-
änderungen von Cebäuden, etc. Mit dem neuen

Bebauungsplan legt die Stadt im Rahmen ihrer
Mögtichkeiten fest, welche Art von Cewerbe dort
künftig mögtich sein so[[ und in welchen bau[i-

chen Dimensionen es sich bewegen muss. Der

neue Bebauungsptan schtief3t aus, dass dort neue

Betriebe entstehen können, die unter das Strah-

[enschutzrecht fat[en. Damit schöpft die Stadt das

ihr zustehende SteuerungspotenziaI aus.

A[[e eingehenden Stellungnahmen werden von

der Verwaltung geprüft und mit einem Vorschlag

für die weitere Berücksichtigung dem Rat vorge-

tegt. Abschtie§end entscheidet der Rat über den

neuen Bebauungsplan. Das so[[ noch in diesem

Jahr geschehen.
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Beantragt war eine Hallc, dic cirrc [.rwciterung
der Produktion zur Fotge habcn solltc, Dies wäre
mit dem neuen Bebauungsplan nicht mchr zuläs-

sig. Eine neue Ha[[e wäre z. B. dann rnöglich, wenn
sie etwa a[[ein der Lagerung bere its g,cnc.hmigter

Mengen dient und die vorhandene Tätigkeit siche-

rer macht. Dies muss dann nachgewiese n werden.

Wie gelit es wcitcr/ Wic l<ijttnott

siclr die Bürgerinnon rrnrl li(ir1it'r

einbringen?

Der neue Bebauungsplanentwurf [iegt bis zum

9. März im Eingangsbereich des Cebäudes Langer

Hof 8 (8 bis 18 Uhr) öffenttich aus und ist paratlel

im lnternet einzusehen:
www.braunschweig.de/ausgetegte_bauteitplaene

Jeder kann dazu Einwände und Hinweise einbrin-
gen. Diese können unter stadtplanung@braun-
schweig.de eingesandt werden oder per Post an:

Stadt Braunschweig,
Abt. Stadtp[anung,
Platz der Deutschen Einheit 1,

38100 Braunschweig.

Die Löwenstadt

lnformation zum
Bebauungsplanentwurf
,,Gieselweg/Harxbütteler Straße", TH 22



Sehr geehrte BürgerBü rgerin nen und
Warum gibt es einen neuen

Bebauungsptarr und was so[[er

bewirken?

Der Bebauungsplan ist die Reaktion auf einen

Bauantrag der Firma Eckert & Ziegter für eine

neue Ha[e. Aufgrund der Nähe zur Wohnbebau-
ung und des Umstands, dass die Firma Eckert &
Ziegler mit schwach radioaktiven Materia[ien
arbeitet, hat der Rat die Verwaltung mit einer
Neuregelung für das Nebeneinander von Wohnen
und Cewerbe beauftragt. Damit bis zum lnkraft-
treten der neuen Planungen keine Veränderun-
gen nach dem bisherigen Planungsrecht bewittigt
werden müssen, wurde eine Veränderungssperre

beschtossen. Der jetzt ausgelegte Bebauungsp[an

so[[ eine weitere Vergröf3erung des Cewerbe-
standortesThune begrenzen, ohne aber gleichzel-

tig den ansässigen Unternehmen einen angemes-

senen Erweiterungsspielraum zu nehmen.

Welches sind die wichtigsten
Neuregelungen fLi r das Cewerbegettiet

in Thune, die jetzt vorgescltlagen sind?

Betriebe nach der Strah[enschutzverordnung, also

solche, die mit radioaktiven Materialien arbeiten,
sind künftig dort ausgeschlossen. Die bestehen-

den Betriebe haben Bestandsschutz, a[[erdings

werden ihre ErweiterungsmögIichkeiten einge-

schränkt. P[anen sie Erweiterungen von An[agen,

die unter dle Strahtenschutzverordnung fa[[en,

müssen sie nachweisen, dass dies der Erhöhung

der Sicherheit dient und nicht mit einer Erweite-
rung der Produktion oder Kapazität verbunden ist.

Wenn etwa durch die Einrichtung neuer Technik

oder durch neue Cebäude mit stärkeren Umfas-

sungsmauern ein gröf3erer Sicherheitsstandard
der bestehenden Produktion erzielt wird, wäre

dies zulässig und auch im Sinne der Anwohner.

Zudem wird die derzeit für Erweiterungen bereit-
stehende Fläche im Cewerbegebiet um etwa 90
Prozent reduziert. Es bteibt eine F[äche von etwa

'1,4 Hektar, die einer möglichen Erweiterung vor-
behalten ist.

Weiterhin wird das bisherige lndustriegebiet zu

einem Cewerbegebiet herabgestuft. Damit wird
das EmissionspotentiaI dort zutässiger Betriebe

insgesamt verringert. Verkehrsintensive Betriebe

wie Speditionen oder Autohöfe sind zukünftig
ausgeschtossen. Darüber hinaus macht der Be-

bauungsplan erstmals Vorgaben für die maxima[e
Höhe von Cebäuden und erhöht den Lärmschutz.

Warum gibt es ii["rei"lr;upt cin

Cewe'rbegebiet in ThLtne sü näh atr

der Wohnbebauung, nril l--irnren, eiie

rniI radioal<tiven Slerf f'err arbr:iterr,

und warum wird das nic.lil sc.htic-lrl.

untersagt?

Cewerbe in dem Bereich gibt es seit Jahrzehnten,
noch aus der früher eigenständigen Cemeinde
Wenden. Das Nebeneinander von Wohnen und

Cewerbe wurde in der Vergangenheit weniger
kritisch bewertet. Heute würde man anders p[a-

nen. Allerdings kann die Stadt einmaI genehmigte

Cewerbeflächen nicht einfach umwidmen. Erteit-

te Cenehmigungen für die Unternehmen gelten

fort, diese haben Bestandsschutz. Zudem dürfen
die Unternehmen auf Beibehaltung der planeri-
schen Aussagen für ihren Standort vertrauen. Ver-

änderungen, die den Standort elnschränken, müs-
sen daher gut begründet und abgewogen sein,

wenn sie einer möglichen gerichtlichen Kontrolte
standhalten so[[en.

Warutrr werilcn clir' Ir wr'itt'fl | n85'

ftächen rlur verkleineri, slatt eine

Erweiterung vötl ig auszuseh [ir:[]en?

Werden die Erweiterungsmög[ichkeiten noch

stärker als im neuen Bebauungsptan beschnit-
ten, birgt dies die Cefahl dass die Belange der

Unternehmen bei einer gerichtlichen Prüfung als

Die Verwattung hat in den vergangenen Monaten
die p[anungsrechtlichen Crundlagen erarbeitet,
um dort das Nebeneinander von Wohnen und Ce-

werbe verträgticher zu gesta[ten. So sotlen Strah-

lenschutzbetriebe sich dort künftig baulich nicht
mehr erweitern dürfen, wenn dies eine Produkti-
onsausweitung bedeutet. Dieses sehr komplexe

und rechtlich schwierige Thema, für das es kein

vergteichbares bundesweites Beispiel gibt, bedarf
einer sehr sorgfältigen Bearbeitung, die von ei-

nem Fachanwa[t begleitet wird.

Bei der Aufstellung des Bebauungsp[ans müssen

a[[e Belange mit dem ihnen gebührenden Cewicht
beachtet werden. Zwischen den vorgebrachten
lnteressen der Bevötkerung vor Ort einerseits und

den dort ansässigen Unternehmen andererselts
gibt es keine Schnittmengen. Die Lösung kann da-

her nur in einem gerechten Kompromiss [iegen.

Lassen Sie mich betonen, dass ich die lnteressen

der Bevötkerung vor Ort in dem jetzt vorliegenden
P[anentwurf angemessen berücksichtigt sehe. Die

im Stadtbezirk Wenden - Thune - Harxbüttel,

ich möchte Sie mit diesem Schreiben

über den neuen ßebauungsplan für den

ü ew e r b esta n d o rt Th u n e i nfo r m i e re n,

Stadt Braunschweig wird Wünsche nach Planver-

änderungen im Rahmen der jetzt begonnenen
Beteiligung sorgfättig prüfen. Schon jetzt wird
unser bisheriges Vorgehen von Cerichten kritisch

überprüft.

Mit dieser lnformation gebe ich lhnen die wich-
tigsten lnha[te dieses komplexen Ptanverfahrens

in Form von Fragen und Antworten zur Kenntnis.

Dieses Schreiben erhebt nicht den Anspruch der

Votlständigkeit, verstehen Sie es vielmehr ats

Hinweis auf die jetzt startende Öffentlichkeitsbe-
teiligung. Sie haben die Mögtichkeit, sich mit der

Planung zu befassen und Ste[lungnahmen abzu-
geben. Der Bebauungsptanentwurf liegt öffent-
[ich aus und ist para[[e[ im lnternet einzusehen.

Heinz-Ceorg Leuer
Stadtbaurat


